
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsantrag zum Beschäftigtendatenschutzgesetz  
Synopse: BDSG Änderungsantrag CDU/CSU und FDP vom 10.01.2013 zum Gesetzesentwurf vom 15.12.2010 - 
Gesetzesentwurf der BReg vom 15.12.2010 (BT-Drucks. 17/4230), mit den Änderungen nach der Stellungnahme 
des Bundesrates vom 5.11.2010 ( BR-Drucks. 535/10) 
 
Änderungsantrag vom 10.01.2013 eingefügt Gesetzentwurf vom 15.12.2010 gestrichen 
[…] […] 
§ 3 Weitere Begriffsbestimmungen 
 
[…] 
 
(8) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhält. 
Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen 
Stelle. Dritte sind weder Betroffene noch Personen und 
Stellen,  
die  
 
1. im Inland,  
 
2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,  
 
3. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über  
den Europäischen Wirtschaftsraum oder  

§ 3 Weitere Begriffsbestimmungen 
 
[…] 
 
(8) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhält. 
Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen 
Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie Personen und 
Stellen, die im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
personenbezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten oder 
nutzen. 
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4. in einem Drittland, für das die Europäische Kommission 
gemäß Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr 
(ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31) ein angemessenes 
Schutzniveau festgestellt hat, personenbezogene Daten im 
Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen. 
 
(11) Beschäftigte sind:  
 
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
 
2. zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte, 
 
3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen Eignung 
oder Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Rehabilitanden), 
 
4. in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen 
Beschäftigte, 
 
5. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz sowie dem  
Bundesfreiwilligendienstgesetz Beschäftigte,  
 
6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit 
als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen 
gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten, 
 
7. Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis 
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sowie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist, 
 
8. Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter des Bundes, 
Soldatinnen und Soldaten sowie Zivildienstleistende. 
 
 
(12) Beschäftigtendaten sind personenbezogene Da  
ten, die für Zwecke eines früheren, bestehenden oder zu  
künftigen Beschäftigungsverhältnisses erhoben, verarbeitet  
oder genutzt werden.  
 
(13) Arbeitgeber sind öffentliche und nichtöffentliche Stellen, die 
 
1. Personen nach Absatz 11 beschäftigen oder beschäftigten 
oder 
 
2. beabsichtigen, Personen nach Absatz 11 zu beschäftigen. 
 
Bei in Heimarbeit Beschäftigten und ihnen Gleichgestellten sind 
Arbeitgeber die Auftraggeber oder Zwischenmeister im Sinne des 
Heimarbeitsgesetzes, bei Beschäftigten, die Dritten zur 
Arbeitsleistung überlassen werden, auch die Dritten. 
 

sowie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist, 
 
8. Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter des Bundes, 
Soldatinnen und Soldaten sowie Zivildienstleistende. 
 
 
(12) Beschäftigtendaten sind personenbezogene Daten von 
Beschäftigten. 
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[…] […] 
 

§ 4 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und –
nutzung 
 
(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener 
Daten sind nur zulässig, soweit dieses Gesetz oder eine andere 
Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder der Betroffene 
eingewilligt hat. Andere Rechtsvorschriften im Sinne dieses 

§ 4 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und –
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Gesetzes sind auch Tarifverträge, Betriebs- und 
Dienstvereinbarungen sowie Vereinbarungen nach § 28 
Absatz 2 des Sprecherausschussgesetzes.  
 
 
(2) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu erhoben. 
Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden, wenn 
  
1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt 
oder 
 
2. 
a) die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder der 
Geschäftszweck eine Erhebung bei anderen Personen oder 
Stellen erforderlich macht oder 
 
b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde und keine Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden. 
 
(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen erhoben, 
so ist er, sofern er nicht bereits auf andere Weise Kenntnis 
erlangt hat, von der verantwortlichen Stelle über  
 
1. die Identität der verantwortlichen Stelle, 
 
2. die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung und 
 
3. die Kategorien von Empfängern nur, soweit der Betroffene 
nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Übermittlung 
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Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden, wenn  
 
1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt 
oder 
 
2. 
a) die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder der 
Geschäftszweck eine Erhebung bei anderen Personen oder 
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an diese rechnen muss, zu unterrichten. Werden 
personenbezogene Daten beim Betroffenen aufgrund einer 
Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist 
die Erteilung der Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von 
Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hierauf, sonst auf die 
Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. Soweit nach den 
Umständen des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen, ist er 
über die Rechtsvorschrift und über die Folgen der Verweigerung 
von Angaben aufzuklären. 
 

an diese rechnen muss, 
zu unterrichten. Werden personenbezogene Daten beim 
Betroffenen aufgrund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur 
Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft 
Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, so ist der 
Betroffene hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben 
hinzuweisen. Soweit nach den Umständen des Einzelfalles 
erforderlich oder auf Verlangen, ist er über die Rechtsvorschrift 
und über die Folgen der Verweigerung von Angaben aufzuklären. 
 

[…] […] 



§ 6a Automatisierte Einzelentscheidung 

(1) Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge 
nach sich ziehen oder ihn erheblich beeinträchtigen, dürfen nicht 
ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung 
personenbezogener Daten gestützt werden, die der Bewertung 
einzelner Persönlichkeitsmerkmale dienen. Eine ausschließlich 
auf eine automatisierte Verarbeitung gestützte Entscheidung liegt 
insbesondere dann vor, wenn keine inhaltliche Bewertung und 
darauf gestützte Entscheidung durch eine natürliche Person 
stattgefunden hat. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 

1. die Entscheidung im Rahmen des Abschlusses oder der 
Erfüllung eines Vertragsverhältnisses oder eines sonstigen 
Rechtsverhältnisses ergeht und dem Begehren des Betroffenen 
stattgegeben wurde oder 

2. die Wahrung der berechtigten Interessen des Betroffenen  
durch geeignete Maßnahmen gewährleistet ist und die 
verantwortliche Stelle dem Betroffenen mitteilt, dass eine 
Entscheidung im Sinne des Absatzes 1 vorliegt, sowie auf 
Verlangen die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung 
mitteilt und erläutert. Als geeignete Maßnahme gilt 
insbesondere die Möglichkeit des Betroffenen, seinen 
Standpunkt geltend zu machen. Die verantwortliche Stelle ist 
verpflichtet, ihre Entscheidung erneut zu prüfen. 

(3) Das Recht des Betroffenen auf Auskunft nach den §§ 19 und 
34 erstreckt sich auch auf den logischen Aufbau der 
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2. die Wahrung der berechtigten Interessen des Betroffenen 
durch geeignete Maßnahmen gewährleistet ist und die 
verantwortliche Stelle dem Betroffenen die Tatsache des 
Vorliegens einer Entscheidung im Sinne des Absatzes 1 mitteilt 
sowie auf Verlangen die wesentlichen Gründe dieser 
Entscheidung mitteilt und erläutert. 

 

(3) Das Recht des Betroffenen auf Auskunft nach den §§ 19 und 
34 erstreckt sich auch auf den logischen Aufbau der 
automatisierten Verarbeitung der ihn betreffenden Daten. 



automatisierten Verarbeitung der ihn betreffenden Daten. 

 

 

§ 12 Anwendungsbereich 
 
(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für öffentliche 
Stellen des Bundes, soweit sie nicht als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. 
 
(2) Soweit der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt 
ist, gelten die §§ 12 bis 16, 19 bis 20 auch für die öffentlichen 
Stellen der Länder, soweit sie  
 
1.Bundesrecht ausführen und nicht als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen oder 
 
2. als Organe der Rechtspflege tätig werden und es sich nicht um 
Verwaltungsangelegenheiten handelt. 
 
(3) Für Landesbeauftragte für den Datenschutz gilt § 23 Abs. 4 
entsprechend. 
 
(4) Werden personenbezogene Daten für frühere, bestehende 
oder zukünftige Beschäftigungsverhältnisse erhoben, verarbeitet 
oder genutzt, gelten § 28 Absatz 2 Nummer 2 und die §§ 32 bis 
35 anstelle der §§ 13 bis 16 und 19 bis 20. 
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(4) Werden personenbezogene Daten für 
frühere, bestehende oder zukünftige Beschäftigungsverhältnisse 
erhoben, verarbeitet oder genutzt, gelten die §§ 32 bis 34 Absatz 
1 Satz 1 und 2, § 34 Absatz 6 bis 8 Satz 1 und § 35 anstelle der 
§§ 13 bis 16 und 19 bis 20. 

[…] […] 
§ 27 Anwendungsbereich 
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Datenverarbeitungsanlagen verarbeitet, genutzt oder dafür 
erhoben werden oder die Daten in oder aus nicht automatisierten 
Dateien verarbeitet, genutzt oder dafür erhoben werden durch  
 
1. nicht-öffentliche Stellen, 
 
2. 
a) öffentliche Stellen des Bundes, soweit sie als öffentlich-
rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen, 
 
b) öffentliche Stellen der Länder, soweit sie als öffentlich-
rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen, 
Bundesrecht ausführen und der Datenschutz nicht durch 
Landesgesetz geregelt ist. Dies gilt nicht, wenn die Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung der Daten ausschließlich für 
persönliche oder familiäre Tätigkeiten erfolgt. In den Fällen der 
Nummer 2 Buchstabe a gelten anstelle des § 38 die §§ 18, 21 
und 24 bis 26. 
 
(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten nicht für die 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten außerhalb 
von nicht automatisierten Dateien, soweit es sich nicht um 
personenbezogene Daten handelt, die offensichtlich aus einer 
automatisierten Verarbeitung entnommen worden sind. 
 
(3) Für das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von 
Beschäftigtendaten durch den Arbeitgeber für Zwecke eines 
früheren, bestehen den oder zukünftigen 
Beschäftigungsverhältnisses gelten die Vorschriften des 
zweiten, dritten und vierten Unterabschnitts. Satz 1 gilt auch, 
wenn Beschäftigtendaten erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden, ohne dass sie  
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Verarbeitung oder Nutzung der Daten ausschließlich für 
persönliche oder familiäre Tätigkeiten erfolgt. In den Fällen der 
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von nicht automatisierten Dateien, soweit es sich nicht um 
personenbezogene Daten handelt, die offensichtlich aus einer 
automatisierten Verarbeitung entnommen worden sind. 
 
(3) Für das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von 
Beschäftigtendaten durch den Arbeitgeber für Zwecke eines 
früheren, bestehenden oder zukünftigen 
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dritten und vierten Unterabschnitts. Satz 1 gilt auch, wenn 
Beschäftigtendaten erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden, ohne dass sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus 



 
1. automatisiert verarbeitet werden,  
 
2. in oder aus einer nicht automatisierten Datei verarbeitet 
oder genutzt oder für die Verarbeitung oder Nutzung in einer 
solchen  
Datei erhoben werden, es sei denn, die Daten sind 
Gegenstand sozialüblicher innerbetrieblicher 
Kommunikation. Für die Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung von personenbezogenen Daten durch den 
Arbeitgeber für außerhalb der Regelungen des zweiten 
Unterabschnitts liegende Zwecke sind die übrigen 
Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden. 
 

einer nicht automatisierten Datei verarbeitet, genutzt 
oder für die Verarbeitung oder Nutzung in einer solchen Datei 
erhoben werden. 



§ 28 Datenerhebung und -speicherung für eigene 
Geschäftszwecke 

[…] 

(2) Die Übermittlung oder Nutzung für einen anderen Zweck ist 
zulässig 

1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 
oder Nummer 3, 

2. soweit es erforderlich ist, 

a) zur Wahrung berechtigter Interessen eines Dritten oder 

b) zur Abwehr von Gefahren für die staatliche oder öffentliche 
Sicherheit oder zur Verfolgung von Straftaten 

und kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung 
oder Nutzung hat, oder 

3. wenn es im Interesse einer Forschungseinrichtung zur 
Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das 
wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des 
Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

(2a) Beschäftigtendaten dürfen für die Versendung von 
Informationen und Meinungen über politische und 
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schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung 
oder Nutzung hat, oder 

3. wenn es im Interesse einer Forschungseinrichtung zur 
Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das 
wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des 
Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

 



wirtschaftliche Themen an die Beschäftigten verarbeitet und 
genutzt werden, soweit dies für diesen Zweck erforderlich ist 
und die Betroffenen eingewilligt haben. 

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten für 
Zwecke des Adresshandels oder der Werbung ist zulässig, soweit 
der Betroffene eingewilligt hat und im Falle einer nicht schriftlich 
erteilten Einwilligung die verantwortliche Stelle nach Absatz 3a 
verfährt. Darüber hinaus ist die Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten zulässig, soweit es sich um 
listenmäßig oder sonst zusammengefasste Daten über 
Angehörige einer Personengruppe handelt, die sich auf die 
Zugehörigkeit des Betroffenen zu dieser Personengruppe, seine 
Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnung, seinen Namen, 
Titel, akademischen Grad, seine Anschrift und sein Geburtsjahr 
beschränken, und die Verarbeitung oder Nutzung erforderlich ist 

1. für Zwecke der Werbung für eigene Angebote der 
verantwortlichen Stelle, die diese Daten mit Ausnahme der 
Angaben zur Gruppenzugehörigkeit beim Betroffenen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder aus allgemein zugänglichen 
Adress-, Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbaren 
Verzeichnissen erhoben hat, 

2. für Zwecke der Werbung im Hinblick auf die berufliche Tätigkeit 
des Betroffenen und unter seiner beruflichen Anschrift oder 

3. für Zwecke der Werbung für Spenden, die nach § 10b Absatz 1 
und § 34g des Einkommensteuergesetzes steuerbegünstigt sind. 

Für Zwecke nach Satz 2 Nummer 1 darf die verantwortliche Stelle 
zu den dort genannten Daten weitere Daten hinzuspeichern. 

 

 

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten für 
Zwecke des Adresshandels oder der Werbung ist zulässig, soweit 
der Betroffene eingewilligt hat und im Falle einer nicht schriftlich 
erteilten Einwilligung die verantwortliche Stelle nach Absatz 3a 
verfährt. Darüber hinaus ist die Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten zulässig, soweit es sich um 
listenmäßig oder sonst zusammengefasste Daten über 
Angehörige einer Personengruppe handelt, die sich auf die 
Zugehörigkeit des Betroffenen zu dieser Personengruppe, seine 
Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnung, seinen Namen, 
Titel, akademischen Grad, seine Anschrift und sein Geburtsjahr 
beschränken, und die Verarbeitung oder Nutzung erforderlich ist 

1. für Zwecke der Werbung für eigene Angebote der 
verantwortlichen Stelle, die diese Daten mit Ausnahme der 
Angaben zur Gruppenzugehörigkeit beim Betroffenen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder aus allgemein zugänglichen 
Adress-, Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbaren 
Verzeichnissen erhoben hat, 

2. für Zwecke der Werbung im Hinblick auf die berufliche Tätigkeit 
des Betroffenen und unter seiner beruflichen Anschrift oder 

3. für Zwecke der Werbung für Spenden, die nach § 10b Absatz 1 
und § 34g des Einkommensteuergesetzes steuerbegünstigt sind. 

Für Zwecke nach Satz 2 Nummer 1 darf die verantwortliche Stelle 
zu den dort genannten Daten weitere Daten hinzuspeichern. 



Zusammengefasste personenbezogene Daten nach Satz 2 
dürfen auch dann für Zwecke der Werbung übermittelt werden, 
wenn die Übermittlung nach Maßgabe des § 34 Absatz 1a Satz 1 
gespeichert wird; in diesem Fall muss die Stelle, die die Daten 
erstmalig erhoben hat, aus der Werbung eindeutig hervorgehen. 
Unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 2 
dürfen personenbezogene Daten für Zwecke der Werbung für 
fremde Angebote genutzt werden, wenn für den Betroffenen bei 
der Ansprache zum Zwecke der Werbung die für die Nutzung der 
Daten verantwortliche Stelle eindeutig erkennbar ist. Eine 
Verarbeitung oder Nutzung nach den Sätzen 2 bis 4 ist nur 
zulässig, soweit schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht 
entgegenstehen. Nach den Sätzen 1, 2 und 4 übermittelte Daten 
dürfen nur für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für 
den sie übermittelt worden sind. 

[…] 

Zusammengefasste personenbezogene Daten nach Satz 2 
dürfen auch dann für Zwecke der Werbung übermittelt werden, 
wenn die Übermittlung nach Maßgabe des § 34 Absatz 1a Satz 1 
gespeichert wird; in diesem Fall muss die Stelle, die die Daten 
erstmalig erhoben hat, aus der Werbung eindeutig hervorgehen. 
Unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 2 
dürfen personenbezogene Daten für Zwecke der Werbung für 
fremde Angebote genutzt werden, wenn für den Betroffenen bei 
der Ansprache zum Zwecke der Werbung die für die Nutzung der 
Daten verantwortliche Stelle eindeutig erkennbar ist. Eine 
Verarbeitung oder Nutzung nach den Sätzen 2 bis 4 ist nur 
zulässig, soweit schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht 
entgegenstehen. Nach den Sätzen 1, 2 und 4 übermittelte Daten 
dürfen nur für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für 
den sie übermittelt worden sind. 

[…] 
§ 28a Datenübermittlung an Auskunfteien 
 
(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten über eine 
Forderung der kein Handelsgeschäft unter 
Gewerbetreibenden zugrunde liegt, an Auskunfteien ist nur 
zulässig, soweit die geschuldete Leistung trotz Fälligkeit nicht 
erbracht worden ist, die Übermittlung zur Wahrung berechtigter 
Interessen der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten 
erforderlich ist und 

1. die Forderung durch ein rechtskräftiges oder für vorläufig 
vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt worden ist oder ein 
Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegt, 

2. die Forderung nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt 

§ 28a Datenübermittlung an Auskunfteien 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten über eine 
Forderung an Auskunfteien ist nur zulässig, soweit die 
geschuldete Leistung trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist, die 
Übermittlung zur Wahrung berechtigter Interessen der 
verantwortlichen Stelle oder eines Dritten erforderlich ist und 

 

1. die Forderung durch ein rechtskräftiges oder für vorläufig 
vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt worden ist oder ein 
Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegt, 

2. die Forderung nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt 



und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin bestritten worden ist, 

3. der Betroffene die Forderung ausdrücklich anerkannt hat,  

4.  

a) der Betroffene nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung 
mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden ist, 

b) zwischen der ersten Mahnung und der Übermittlung 
mindestens vier Wochen liegen, 

c) die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor der 
Übermittlung der Angaben, jedoch frühestens bei der ersten 
Mahnung über die bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat 
und 

d) der Betroffene die Forderung nicht bestritten hat oder 

5. das der Forderung zugrunde liegende Vertragsverhältnis 
aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos gekündigt werden 
kann und die verantwortliche Stelle den Betroffenen über die 
bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die verantwortliche Stelle selbst 
die Daten nach § 29 verwendet. 

 

und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin bestritten worden ist, 

3. der Betroffene die Forderung ausdrücklich anerkannt hat,  

4.  

a) der Betroffene nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung 
mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden ist, 

b) zwischen der ersten Mahnung und der Übermittlung 
mindestens vier Wochen liegen, 

c) die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor der 
Übermittlung der Angaben, jedoch frühestens bei der ersten 
Mahnung über die bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat 
und 

d) der Betroffene die Forderung nicht bestritten hat oder 

5. das der Forderung zugrunde liegende Vertragsverhältnis 
aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos gekündigt werden 
kann und die verantwortliche Stelle den Betroffenen über die 
bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die verantwortliche Stelle selbst 
die Daten nach § 29 verwendet. 

 
[…] […] 
§ 32 Datenerhebung vor Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses 
 

§ 32 Datenerhebung vor Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses 
 



(1) Der Arbeitgeber darf den Namen, die Anschrift, die 
Telefonnummer und die Adresse der elektronischen Post eines 
Beschäftigten im Sinne des § 3 Absatz 11 Nummer 7, erste 
Alternative vor Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
erheben. Weitere personenbezogene Daten darf er erheben, 
soweit die Kenntnis dieser Daten erforderlich ist, um die Eignung 
des Beschäftigten für die vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen. 
Er darf zu diesem Zweck insbesondere Daten über die fachlichen 
und persönlichen Fähigkeiten, 
Kenntnisse und Erfahrungen sowie über die Ausbildung und den 
bisherigen beruflichen Werdegang des Beschäftigten erheben. 
 
(2) Daten eines Beschäftigten über die rassische und 
ethnische Herkunft, die Religion oder Weltanschauung, eine 
Behinderung, die sexuelle Identität oder die Gesundheit 
dürfen nur unter den Voraussetzungen erhoben werden, 
unter denen nach §8 Absatz 1 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes eine unterschiedliche 
Behandlung zulässig ist. Daten eine Beschäftigten über die 
Vermögensverhältnisse, Vorstrafen oder laufende 
Ermittlungsverfahren dürfen nur erhoben werden, soweit sie 
wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und 
entscheidende berufliche Anforderung darstellen und diese 
Anforderung angemessen ist. Die Vorschriften des 
Bundeszentralregistergesetzes bleiben unberührt. 
 
(3) Der Arbeitgeber darf von dem Beschäftigten keine Auskunft 
darüber verlangen, ob eine Schwerbehinderung oder 
Gleichstellung mit einer Schwerbehinderung nach 
§ 68 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vorliegt. 
 

(1) Der Arbeitgeber darf den Namen, die Anschrift, die 
Telefonnummer und die Adresse der elektronischen Post eines 
Beschäftigten im Sinne des § 3 Absatz 11 Nummer 7, erste 
Alternative vor Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
erheben. Weitere personenbezogene Daten darf er erheben, 
soweit die Kenntnis dieser Daten erforderlich ist, um die Eignung 
des Beschäftigten für die vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen. 
Er darf zu diesem Zweck insbesondere Daten über die fachlichen 
und persönlichen Fähigkeiten, 
Kenntnisse und Erfahrungen sowie über die Ausbildung und den 
bisherigen beruflichen Werdegang des Beschäftigten erheben. 
 
(2) Daten eines Beschäftigten über die rassische und ethnische 
Herkunft, die Religion oder Weltanschauung, eine Behinderung, 
die sexuelle Identität, die Gesundheit, 
die Vermögensverhältnisse, Vorstrafen oder laufende 
Ermittlungsverfahren dürfen nur unter den Voraussetzungen 
erhoben werden, unter denen nach § 8 Absatz 1 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes eine unterschiedliche Behandlung 
zulässig ist. Die Vorschriften des Bundeszentralregistergesetzes 
bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Arbeitgeber darf von dem Beschäftigten keine Auskunft 
darüber verlangen, ob eine Schwerbehinderung oder 
Gleichstellung mit einer Schwerbehinderung nach 
§ 68 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vorliegt. 
 



(4) Soll eine Beschäftigung bei einer Religionsgemeinschaft, 
einer ihr zugeordneten Einrichtung oder bei einer Vereinigung 
erfolgen, die sich die gemeinschaftliche Pflege 
einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe gemacht hat, 
darf der Arbeitgeber auch Daten über die religiöse Überzeugung, 
die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung des Beschäftigten erheben, wenn die religiöse 
Überzeugung, die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses der 
jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick 
auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit 
eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. 
 
 
(5) Ein Arbeitgeber, dessen Tätigkeit unmittelbar und 
überwiegend politisch oder koalitionspolitisch ausgerichtet ist 
oder der Zwecke der Berichterstattung oder Meinungsäußerung 
verfolgt, auf die Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
anzuwenden ist, darf auch Daten über die politische Meinung und 
Gewerkschaftszugehörigkeit 
des Beschäftigten erheben, soweit die politische Meinung oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit im Hinblick auf die 
Ausrichtung des Arbeitgebers und die Art der Tätigkeit eine 
gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. Ein Arbeitgeber, 
dessen Tätigkeit Zwecke der Berichterstattung 
oder Meinungsäußerung verfolgt, auf die Artikel 5 Absatz 1 Satz 
2 des Grundgesetzes anzuwenden ist, darf Daten über die 
religiöse Überzeugung, die Religionszugehörigkeit 
oder die Weltanschauung des Beschäftigten erheben, soweit die 
religiöse Überzeugung, die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder 
der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und 

(4) Soll eine Beschäftigung bei einer Religionsgemeinschaft, 
einer ihr zugeordneten Einrichtung oder bei einer Vereinigung 
erfolgen, die sich die gemeinschaftliche Pflege 
einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe gemacht hat, 
darf der Arbeitgeber auch Daten über die religiöse Überzeugung, 
die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung des Beschäftigten erheben, wenn die religiöse 
Überzeugung, die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses der 
jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick 
auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit 
eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. 
 
 
(5) Ein Arbeitgeber, dessen Tätigkeit unmittelbar und 
überwiegend politisch oder koalitionspolitisch ausgerichtet ist 
oder der Zwecke der Berichterstattung oder Meinungsäußerung 
verfolgt, auf die Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
anzuwenden ist, darf auch Daten über die politische Meinung und 
Gewerkschaftszugehörigkeit 
des Beschäftigten erheben, soweit die politische Meinung oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit im Hinblick auf die 
Ausrichtung des Arbeitgebers und die Art der Tätigkeit eine 
gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. Ein Arbeitgeber, 
dessen Tätigkeit Zwecke der Berichterstattung 
oder Meinungsäußerung verfolgt, auf die Artikel 5 Absatz 1 Satz 
2 des Grundgesetzes anzuwenden ist, darf Daten über die 
religiöse Überzeugung, die Religionszugehörigkeit 
oder die Weltanschauung des Beschäftigten erheben, soweit die 
religiöse Überzeugung, die Religionszugehörigkeit oder die 
Weltanschauung wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder 
der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und 



entscheidende berufliche Anforderung 
darstellt. 
 
(6) Beschäftigtendaten sind unmittelbar bei dem 
Beschäftigten zu erheben, soweit sie nicht allgemein 
zugänglich sind. Allgemein zugängliche Beschäftigtendaten 
dürfen ohne Mitwirkung des Beschäftigten erhoben werden, 
es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des 
Beschäftigten an dem Ausschluss der Erhebung das  
berechtigte Interesse des Arbeitgebers überwiegt. Mit  
Einwilligung des Beschäftigten darf der Arbeitgeber nicht 
allgemein zugängliche Beschäftigtendaten auch bei Dritten 
erheben; der Beschäftigte ist auf Verlangen über den Inhalt 
der erhobenen Daten zu unterrichten. Die Absätze 1 bis 5 
sowie § 32a bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
(7) Die Datenerhebung ist nur zulässig, 
wenn Art und Ausmaß im Hinblick auf den 
Zweck verhältnismäßig sind. 
 
 

entscheidende berufliche Anforderung 
darstellt. 
 
(6) Beschäftigtendaten sind unmittelbar bei dem Beschäftigten zu 
erheben. Wenn der Arbeitgeber den Beschäftigten vor der 
Erhebung hierauf hingewiesen hat, darf der Arbeitgeber 
allgemein zugängliche Daten ohne Mitwirkung des Beschäftigten 
erheben, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des 
Beschäftigten an dem Ausschluss der Erhebung das berechtigte 
Interesse des Arbeitgebers überwiegt. Bei Daten aus sozialen 
Netzwerken, die der elektronischen Kommunikation dienen, 
überwiegt das schutzwürdige Interesse des Beschäftigten; dies 
gilt nicht für soziale Netzwerke, die zur Darstellung der 
beruflichen Qualifikation ihrer Mitglieder bestimmt sind. Mit 
Einwilligung des Beschäftigten darf der Arbeitgeber auch bei 
sonstigen Dritten personenbezogene Daten des Beschäftigten 
erheben; dem Beschäftigten ist auf Verlangen über den Inhalt der 
erhobenen Daten Auskunft zu erteilen. Die Absätze 1 bis 5 sowie 
§ 32a bleiben unberührt. 
 
(7) Die Datenerhebung ist nur zulässig, 
wenn Art und Ausmaß im Hinblick auf den 
Zweck verhältnismäßig sind. 
 

§ 32a Ärztliche Untersuchungen und Eignungstests vor 
Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses  
 
(1) Der Arbeitgeber darf die Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses von einer ärztlichen 
Untersuchung abhängig machen, wenn und soweit die 
Erfüllung bestimmter gesundheitlicher Voraussetzungen 

§ 32a Ärztliche Untersuchungen und Eignungstests vor 
Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
 
(1) Der Arbeitgeber darf die Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses von einer ärztlichen Untersuchung 
abhängig machen, wenn und soweit die Erfüllung bestimmter 
gesundheitlicher Voraussetzungen wegen der Art der 



wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung zum Zeitpunkt der 
Arbeitsaufnahme eine wesentliche und entscheidende 
berufliche Anforderung darstellt. Der Beschäftigte muss in 
die Untersuchung nach Aufklärung über deren Art und 
Umfang sowie in die Weitergabe des 
Untersuchungsergebnisses an den Arbeitgeber  
eingewilligt haben. Dem Arbeitgeber darf nur mitgeteilt 
werden, ob der Beschäftigte nach dem 
Untersuchungsergebnis für die vorgesehenen Tätigkeiten 
geeignet ist. Dem Beschäftigten ist das vollständige 
Untersuchungsergebnis mitzuteilen.  
 
(2) Der Arbeitgeber darf die Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses von einer sonstigen 
Untersuchung oder Prüfung abhängig machen, wenn die 
Untersuchung oder Prüfung wegen der Art der 
auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer 
Ausübung erforderlich ist, um festzustellen, ob der 
Beschäftigte zum Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme für die 
vorgesehenen Tätigkeiten geeignet ist (Eignungstest). Der 
Beschäftigte muss in den Eignungstest nach Aufklärung 
über dessen Art, Zweck und Umfang sowie in die Weitergabe 
des Ergebnisses des Eignungstests an den Arbeitgeber 
eingewilligt haben. Dem Beschäftigten ist das Ergebnis des 
Eignungstests mitzuteilen. Sind Eignungstests ganz oder 
teilweise durch Personen durchzuführen, die in Ausübung 
dieser Durchführung einer beruflichen Schweigepflicht 
unterliegen, darf dem Arbeitgeber nur mitgeteilt werden,  
ob der Beschäftigte nach dem Ergebnis des Eignungstests 
für die vorgesehenen Tätigkeiten geeignet ist.  
 

auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung 
eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung zum 
Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme darstellt. Dem Arbeitgeber darf 
nur mitgeteilt werden, ob der Beschäftigte nach dem 
Untersuchungsergebnis für die vorgesehenen Tätigkeiten 
geeignet ist. Der Beschäftigte muss in die Untersuchung nach 
Aufklärung über deren Art und Umfang sowie in die Weitergabe 
des Untersuchungsergebnisses an den Arbeitgeber eingewilligt 
haben. Dem Beschäftigten ist das vollständige 
Untersuchungsergebnis mitzuteilen. § 19 des 
Gendiagnostikgesetzes bleibt unberührt.  
 
 
(2) Der Arbeitgeber darf die Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses von einer sonstigen Untersuchung 
oder Prüfung abhängig machen, wenn die Untersuchung oder 
Prüfung wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung erforderlich ist, um festzustellen, ob 
der Beschäftigte zum Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme für die 
vorgesehenen Tätigkeiten geeignet ist (Eignungstest). Der 
Beschäftigte muss in den Eignungstest nach Aufklärung über 
dessen Art und Umfang sowie in die Weitergabe des Ergebnisses 
des Eignungstests an den Arbeitgeber eingewilligt haben. Der 
Eignungstest ist nach wissenschaftlich anerkannten Methoden 
durchzuführen, sofern solche bestehen. Dem Beschäftigten ist 
das Ergebnis des Eignungstests mitzuteilen. Sind Eignungstests 
ganz oder teilweise durch Personen durchzuführen, die einer 
beruflichen Schweigepflicht unterliegen, darf dem Arbeitgeber 
insoweit nur mitgeteilt werden, ob der Beschäftigte nach dem 
Ergebnis des Eignungstests für die vorgesehenen Tätigkeiten 
geeignet ist. 
 



(3) Die Datenerhebung ist nur zulässig, soweit sie nach Art  
und Ausmaß im Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig ist. 

(3) Die Datenerhebung ist nur zulässig, wenn Art und Ausmaß im 
Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig sind. 
 

§ 32b Datenverarbeitung und –nutzung vor Begründung 
eines Beschäftigungsverhältnisses. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten, die er nach den §§ 
32 oder 32a erhoben hat, verarbeiten und nutzen, soweit dies 
erforderlich ist, um die Eignung des Beschäftigten für die 
vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen oder um über die 
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses zu entscheiden. zu 
entscheiden. 
 
(2) Beschäftigtendaten, die der Arbeitgeber ohne Datenerhebung 
nach den §§ 32 oder 32a erhalten hat, darf er nur verarbeiten und 
nutzen, soweit 
 
1. dies erforderlich ist, um die Eignung des Beschäftigten für die 
vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen oder um über die 
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses zu entscheiden, 
und 
 
2. er diese Daten nach [den] §§ 32 oder 32a hätte erheben 
dürfen. 
 
Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn der Beschäftigte die Daten dem 
Arbeitgeber übermittelt hat, ohne dass der Arbeitgeber 
hierzu Veranlassung gegeben hat. 
 
(3) Steht fest, dass ein Beschäftigungsverhältnis nicht begründet 
wird, sind die Beschäftigtendaten gemäß § 35 Absatz 2 Satz 2 zu 
löschen, es sei denn, dass der Beschäftigte in die weitere 

§ 32b Datenverarbeitung und –nutzung vor Begründung 
eines Beschäftigungsverhältnisses. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten, die er nach den §§ 
32 oder 32a erhoben hat, verarbeiten und nutzen, soweit dies 
erforderlich ist, um die Eignung des Beschäftigten für die 
vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen oder um über die 
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses zu entscheiden. zu 
entscheiden. 
 
(2) Beschäftigtendaten, die der Arbeitgeber ohne Datenerhebung 
nach den §§ 32 oder 32a erhalten hat, darf er nur verarbeiten und 
nutzen, soweit 
 
1. dies erforderlich ist, um die Eignung des Beschäftigten für die 
vorgesehenen Tätigkeiten festzustellen oder um über die 
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses zu entscheiden, 
und 
 
2. er diese Daten nach [den] §§ 32 oder 32a hätte erheben 
dürfen. 
 
Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn der Beschäftigte die Daten dem 
Arbeitgeber übermittelt hat, ohne dass der Arbeitgeber 
hierzu Veranlassung gegeben hat. 
 
(3) Steht fest, dass ein Beschäftigungsverhältnis nicht begründet 
wird, sind die Beschäftigtendaten gemäß § 35 Absatz 2 Satz 2 zu 
löschen, es sei denn, dass der Beschäftigte in die weitere 



Speicherung eingewilligt hat. 
 
(4) Ein Dritter, an den Beschäftigtendaten übermittelt worden 
sind, darf diese nur für den Zweck verarbeiten und nutzen, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. Der Arbeitgeber 
hat den Dritten, soweit es sich um eine nicht-öffentliche 
Stelle handelt, darauf hinzuweisen. 

Speicherung eingewilligt hat. 
 
(4) Ein Dritter, an den Beschäftigtendaten übermittelt worden 
sind, darf diese nur für den Zweck verarbeiten und nutzen, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. Der Arbeitgeber hat 
ihn darauf hinzuweisen. 
 

§ 32c Datenerhebung im Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Beschäftigtendaten dürfen vorbehaltlich der §§ 32e bis 32i 
erhoben werden, wenn dies für die Durchführung, Beendigung 
oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. 
Dies ist insbesondere der Fall, soweit die Kenntnis dieser Daten 
für den Arbeitgeber erforderlich ist, um 
 
1. gesetzliche oder auf Grund eines Gesetzes bestehende 
Erhebungs-, Melde-, Auskunfts-, Offenlegungs- oder 
Zahlungspflichten zu erfüllen, 
 
2. die gegenüber dem Beschäftigten bestehenden Pflichten zu 
erfüllen oder 
 
3. die gegenüber dem Beschäftigten bestehenden Rechte des 
Arbeitgebers einschließlich der Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle wahrzunehmen. § 32 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 6 gilt entsprechend. 
 
(2) § 32 Absatz 2 bis 5 gilt entsprechend für die Feststellung, 
ob der Beschäftigte fachlich und persönlich geeignet ist, 
eine andere oder veränderte Tätigkeit aufzunehmen oder an 
einen anderen Arbeitsplatz zu wechseln.  
 

§ 32c Datenerhebung im Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Beschäftigtendaten dürfen vorbehaltlich der §§ 32e bis 32i 
erhoben werden, wenn dies für die Durchführung, Beendigung 
oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. 
Dies ist insbesondere der Fall, soweit die Kenntnis dieser Daten 
für den Arbeitgeber erforderlich ist, um 
 
1. gesetzliche oder auf Grund eines Gesetzes bestehende 
Erhebungs-, Melde-, Auskunfts-, Offenlegungs- oder 
Zahlungspflichten zu erfüllen, 
 
2. die gegenüber dem Beschäftigten bestehenden Pflichten zu 
erfüllen oder 
 
3. die gegenüber dem Beschäftigten bestehenden Rechte des 
Arbeitgebers einschließlich der Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle wahrzunehmen. § 32 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 6 gilt entsprechend. 
 
(2) § 32 Absatz 2 bis 5 gilt entsprechend für die Feststellung, ob 
der Beschäftigte fachlich und persönlich geeignet ist, eine andere 
oder veränderte Tätigkeit aufzunehmen oder an 
einen anderen Arbeitsplatz zu wechseln. 
 



(3) Der Arbeitgeber darf von einem Beschäftigten die Teilnahme 
an einer ärztlichen Untersuchung nach Maßgabe des § 32a 
Absatz 1 sowie die Teilnahme an einem Eignungstest nach 
Maßgabe des § 32a Absatz 2 verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Eignung des Beschäftigten zu überprüfen, wenn  
 
1. tatsächliche Anhaltspunkte Grund zur ernstlichen 
Besorgnis geben, dass die fortdauernde Eignung des 
Beschäftigten nicht mehr besteht und deshalb der 
Beschäftigte, Dritte, wichtige betriebliche Interessen oder 
bedeutende Rechtsgüter gefährdet werden, oder  
 
2. ein Wechsel seiner Tätigkeit oder seines Arbeitsplatzes 
beabsichtigt ist.  
 
(4) Die Datenerhebung ist nur zulässig, soweit sie nach Art  
und Ausmaß im Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig ist. 

(3) Der Arbeitgeber darf von einem Beschäftigten die Teilnahme 
an einer ärztlichen Untersuchung nach Maßgabe des § 32a 
Absatz 1 sowie die Teilnahme an einem Eignungstest nach 
Maßgabe des § 32a Absatz 2 verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Eignung des Beschäftigten zu überprüfen, wenn 
 
1. tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die Zweifel an der 
fortdauernden Eignung des Beschäftigten begründen, oder 
 
 
 
 
2. ein Wechsel seiner Tätigkeit oder seines Arbeitsplatzes 
beabsichtigt ist. 
 
(4) Die Datenerhebung ist nur zulässig, soweit Art und Ausmaß 
im Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig sind. 
 

§ 32d Datenverarbeitung und –nutzung im 
Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten verarbeiten und 
nutzen, soweit 
 
1. sie nach den §§ 32, 32a oder 32c erhoben worden sind, 
 
2. dies erforderlich ist zur Erfüllung der Zwecke, für die die Daten 
erhoben worden sind, oder zur Erfüllung anderer Zwecke, für die 
der Arbeitgeber sie nach den Vorschriften dieses Unterabschnitts 
hätte erheben dürfen, und 
 
3. dies nach Art und Ausmaß im Hinblick auf den Zweck 

§ 32d Datenverarbeitung und –nutzung im 
Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten verarbeiten und 
nutzen, soweit 
 
1. sie nach den §§ 32, 32a oder 32c erhoben worden sind, 
 
2. dies erforderlich ist zur Erfüllung der Zwecke, für die die Daten 
erhoben worden sind, oder zur Erfüllung anderer Zwecke, für die 
der Arbeitgeber sie nach den Vorschriften dieses Unterabschnitts 
hätte erheben dürfen, und 
 
3. dies nach Art und Ausmaß im Hinblick auf den Zweck 



verhältnismäßig ist. 
 
(2) Beschäftigtendaten, die der Arbeitgeber ohne Datenerhebung 
nach den §§ 32, 32a oder 32c erhalten hat, darf er nur 
verarbeiten und nutzen, soweit 
 
1. dies für die Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des 
Beschäftigungsverhältnisses erforderlich und nach Art und 
Ausmaß im Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig ist, und 
 
2. er sie nach den §§ 32, 32a oder 32c hätte erheben dürfen. 
 
(3) Der Arbeitgeber darf bei Vorliegen tatsächlicher  
Anhaltspunkte für eine in seinem Betrieb begangene  
Straftat, insbesondere nach den §§ 266, 299, 331 bis 334  
des Strafgesetzbuchs, oder zur Erfüllung gesetzlicher  
Prüf- oder Kontrollpflichten einen automatisierten Ab  
gleich von Beschäftigtendaten in anonymisierter oder  
pseudonymisierter Form mit von ihm geführten Daten  
durchführen, soweit diese Maßnahme zur Erreichung des  
Zwecks im Hinblick auf den konkreten Anlass verhält  
nismäßig ist. Ergibt sich dabei ein konkreter Verdachts  
fall, dürfen die entsprechenden Daten personalisiert wer  
den. Der Arbeitgeber hat die näheren Umstände, die ihn  
zu einem Abgleich nach Satz 1 veranlassen, zu doku  
mentieren. Die Beschäftigten sind über Inhalt, Umfang  
und Zweck des automatisierten Abgleichs zu unterrich  
ten, sobald der Zweck durch die Unterrichtung nicht  
mehr gefährdet wird. Der Arbeitgeber hat die näheren 
Umstände, die ihn zu einem Abgleich nach Satz 1 veranlassen, 
zu dokumentieren. Die Beschäftigten sind über Inhalt, Umfang 
und Zweck des automatisierten Abgleichs zu unterrichten, sobald 

verhältnismäßig ist. 
 
(2) Beschäftigtendaten, die der Arbeitgeber ohne Datenerhebung 
nach den §§ 32, 32a oder 32c erhalten hat, darf er nur 
verarbeiten und nutzen, soweit 
 
1. dies für die Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des 
Beschäftigungsverhältnisses erforderlich und nach Art und 
Ausmaß im Hinblick auf den Zweck verhältnismäßig ist, und 
 
2. er sie nach den §§ 32, 32a oder 32c hätte erheben dürfen. 
 
(3) Der Arbeitgeber darf zur Aufdeckung von Straftaten oder 
anderen schwerwiegenden Pflichtverletzungen durch 
Beschäftigte im Beschäftigungsverhältnis, insbesondere 
zur Aufdeckung von Straftaten nach den §§ 266, 299, 331 bis 334 
des Strafgesetzbuchs, einen automatisierten 
Abgleich von Beschäftigtendaten in anonymisierter oder 
pseudonymisierter Form mit von ihm geführten Dateien 
durchführen. Ergibt sich ein Verdachtsfall, dürfen die 
Daten personalisiert werden. Der Arbeitgeber hat die näheren 
Umstände, die ihn zu einem Abgleich nach Satz 1 veranlassen, 
zu dokumentieren. Die Beschäftigten sind über Inhalt, Umfang 
und Zweck des automatisierten Abgleichs zu unterrichten, sobald 
der Zweck durch die Unterrichtung 
nicht mehr gefährdet wird. 
 
 
 
 
 
 



der Zweck durch die Unterrichtung 
nicht mehr gefährdet wird. 
 
(4) Ein Dritter, an den Beschäftigtendaten übermittelt worden 
sind, darf diese nur für den Zweck verarbeiten und nutzen, 
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. Der 
Arbeitgeber hat den Dritten, soweit es sich um eine nicht-
öffentliche Stelle handelt, darauf hinzuweisen. 
 
(5) Der Arbeitgeber darf die nach § 32 Absatz 1 bis 6 sowie nach 
den §§ 32a und 32c Absatz 1 bis 3 erhobenen 
Beschäftigtendaten nicht in einer Weise verarbeiten und nutzen, 
dass sie bei einer automatisierten Zusammenführung ein 
Gesamtbild der wesentlichen geistigen und charakterlichen 
Eigenschaften oder des Gesundheitszustandes des 
Beschäftigten ergeben. 

 
 
 
(4) Ein Dritter, an den Beschäftigtendaten übermittelt worden 
sind, darf diese nur für den Zweck verarbeiten und nutzen, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. Der Arbeitgeber hat 
ihn darauf hinzuweisen. 
 
 
(5) Der Arbeitgeber darf die nach § 32 Absatz 1 bis 6 sowie nach 
den §§ 32a und 32c Absatz 1 bis 3 erhobenen 
Beschäftigtendaten nicht in einer Weise verarbeiten und nutzen, 
dass sie durch die automatisierte Zusammenführung ein 
Gesamtbild der wesentlichen geistigen und charakterlichen 
Eigenschaften oder des Gesundheitszustandes des 
Beschäftigten ergeben. 
 

§ 32e Datenerhebung ohne Kenntnis des Beschäftigten zur 
Aufdeckung und Verhinderung von Straftaten und anderen 
schwerwiegenden Pflichtverletzungen im 
Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten nur mit Kenntnis des 
Beschäftigten erheben. 
 
(2) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten ohne  
Kenntnis des Beschäftigten nur erheben, wenn 
 
1. Tatsachen den Verdacht begründen, dass der Beschäftigte 
im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat oder eine andere 
schwerwiegende Pflichtverletzung begangen hat, bei der ein 
verständiger Arbeitgeber die Kündigung des Beschäftigten 

§ 32e Datenerhebung ohne Kenntnis des Beschäftigten zur 
Aufdeckung und Verhinderung von Straftaten und anderen 
schwerwiegenden Pflichtverletzungen im 
Beschäftigungsverhältnis. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten nur mit Kenntnis des 
Beschäftigten erheben. 
 
(2) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten ohne Kenntnis des 
Beschäftigten nur erheben, wenn 
 
1. Tatsachen den Verdacht begründen, dass der Beschäftigte 
im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat oder eine andere 
schwerwiegende Pflichtverletzung begangen hat, die den 
Arbeitgeber bei einem Arbeitnehmer zu einer Kündigung aus 



aus wichtigem Grunde in Betracht ziehen würde, und  
 
2. die Erhebung erforderlich ist, um die Straftat oder die andere 
schwerwiegende Pflichtverletzung aufzudecken oder um damit im 
Zusammenhang stehende weitere Straftaten oder 
schwerwiegende Pflichtverletzungen des Beschäftigten zu 
verhindern. 
 
(3) Die Erhebung nach Absatz 2 ist nur zulässig, soweit sie  
nach Art und Ausmaß im Hinblick auf den Zweck 
verhältnismäßig ist. Sie ist nur zulässig, wenn die Erforschung 
des Sachverhalts auf andere Weise erschwert oder weniger 
erfolgversprechend wäre. Die Erhebung ist abzubrechen, wenn 
der Zweck nicht zu erreichen ist; sie ist zu unterbrechen, wenn 
der Zweck nur vorübergehend nicht zu erreichen ist. Die Dauer ist 
auf das Unerlässliche zu beschränken. 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 2 ist die Erhebung von 
Beschäftigtendaten unzulässig, wenn sie erfolgt mit Hilfe  
 
1. einer planmäßig angelegten Beobachtung, die länger als 24 
Stunden ohne Unterbrechung oder an mehr als vier Tagen 
stattfinden soll,  
 
2. technischer Mittel zum Abhören oder Aufzeichnen  
des nicht öffentlich gesprochenen Wortes, 
 
3. optisch-elektronischer Einrichtungen (Videoüberwachung) 
oder 
 
4. sonstiger besonderer technischer Mittel, die für 
Beobachtungszwecke bestimmt sind.  

wichtigem Grund berechtigen würde, und 
 
2. die Erhebung erforderlich ist, um die Straftat oder die andere 
schwerwiegende Pflichtverletzung aufzudecken oder um damit im 
Zusammenhang stehende weitere Straftaten oder 
schwerwiegende Pflichtverletzungen des Beschäftigten zu 
verhindern. 
 
(3) Die Erhebung nach Absatz 2 muss nach Art und Ausmaß im 
Hinblick auf den Anlass verhältnismäßig sein. Sie ist nur 
zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere 
Weise erschwert oder weniger erfolgversprechend wäre. Die 
Erhebung ist abzubrechen, wenn der Zweck nicht zu erreichen 
ist; sie ist zu unterbrechen, wenn der Zweck nur vorübergehend 
nicht zu erreichen ist. Die Dauer ist auf das Unerlässliche zu 
beschränken. 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 2 ist die Erhebung von 
Beschäftigtendaten unzulässig, wenn sie erfolgt mit Hilfe 
 
1. einer planmäßig angelegten Beobachtung, die länger als 
24 Stunden ohne Unterbrechung oder an mehr als vier Tagen 
stattfinden soll, 
 
2. technischer Mittel zum Abhören oder Aufzeichnen des nicht 
öffentlich gesprochenen Wortes oder 
 
 
 
 
3. sonstiger besonderer technischer Mittel, die für 
Beobachtungszwecke bestimmt sind. Satz 1 Nummer 3 gilt nicht 



 
Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für den Einsatz von Fernglä  
sern und Fotoapparaten. 
 
(5) Der Arbeitgeber darf die nach Absatz 2 erhobenen Daten nur 
für die Zwecke, für die sie erhoben wurden, verarbeiten und 
nutzen. Die den Verdacht begründenden Tatsachen sind vor der 
Datenerhebung zu dokumentieren. Die näheren Umstände der 
Datenerhebung nach den Absätzen 2 bis 4 sind unverzüglich 
nach der Datenerhebung zu dokumentieren. Automatisierte 
Verarbeitungen unterliegen der Vorabkontrolle durch den 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten nach § 4d Absatz 5. 
Der Beschäftigte ist über die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung zu unterrichten, sobald deren Zweck durch die 
Unterrichtung nicht mehr gefährdet wird. 
 
(6) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn ihre 
Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung 
Nicht mehr erforderlich ist. Der Grund der Speicherung der 
Daten und die Löschung sind zu dokumentieren. Die 
Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Dokumentation 
ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erforderlich 
ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Dokumentation folgt. 
 
 
(7) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung 
betreffen, darf der Arbeitgeber nicht erheben, verarbeiten oder 
nutzen. Wurden solche Daten entgegen Satz 1 gespeichert, sind 
sie unverzüglich zu löschen. Absatz 6 Satz 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

für den Einsatz von Ferngläsern und Fotoapparaten. 
 
 
 
(5) Der Arbeitgeber darf die nach Absatz 2 erhobenen Daten nur 
für die Zwecke, für die sie erhoben wurden, verarbeiten 
und nutzen. Die den Verdacht begründenden Tatsachen sind vor 
der Datenerhebung zu dokumentieren. Die näheren Umstände 
der Datenerhebung nach den Absätzen 2 bis 4 sind unverzüglich 
nach der Datenerhebung zu dokumentieren. § 4d Absatz 5 ist 
anzuwenden. Der Beschäftigte ist über die Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung zu unterrichten, sobald deren Zweck 
durch die Unterrichtung nicht mehr gefährdet wird. 
 
 
 
(6) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur 
Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder 
schutzwürdige Interessen des Beschäftigten einer weiteren 
Speicherung entgegenstehen. Der Grund der Speicherung der 
Daten und die Löschung sind zu dokumentieren. Die 
Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Dokumentation 
ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erforderlich 
ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Dokumentation folgt. 
 
(7) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung 
betreffen, darf der Arbeitgeber nicht erheben, verarbeiten oder 
nutzen. Wurden solche Daten entgegen Satz 1 gespeichert, sind 
sie unverzüglich zu löschen. Absatz 6 Satz 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 



  
§ 32f Beobachtung nicht öffentlich zugänglicher 
Betriebsstätten mit optischelektronischen Einrichtungen. 
 
(1) Die Beobachtung nicht öffentlich zugänglicher 
Betriebsgelände, Betriebsgebäude oder Betriebsräume 
(Betriebsstätten) mit optisch-elektronischen Einrichtungen 
(Videoüberwachung), die auch zur Erhebung von 
Beschäftigtendaten geeignet ist, ist nur zulässig zum 
Zweck der Gewährleistung der Betriebs-, Arbeits- oder 
Produktsicherheit, zur Absicherung wesentlicher 
Betriebsabläufe oder zum Schutz bedeutender Rechtsgüter, 
insbesondere 
 
1. zur Zutrittskontrolle, 
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts, 
3. zum Schutz des Eigentums, 
4. zur Sicherheit des Beschäftigten, 
5. zur Sicherung von Anlagen, 
6. zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit des Betriebes 
oder 
7. zur Qualitätskontrolle, soweit diese rechtlich verpflichtend 
ist. 
 
Die Beobachtung nach Satz 1 ist nur zulässig, soweit sie 
zur Wahrung wichtiger betrieblicher Interessen erforderlich 
ist und wenn nach Art und Ausmaß der Videoüberwachung 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen am Ausschluss 
der Datenerhebung überwiegen. Der Arbeitgeber hat den 
Umstand der Videoüberwachung durch geeignete Maß- 
nahmen erkennbar zu machen. § 6b Absatz 3 und 4 gilt 

§ 32f Beobachtung nicht öffentlich zugänglicher 
Betriebsstätten mit optischelektronischen Einrichtungen. 
 
(1) Die Beobachtung nicht öffentlich zugänglicher 
Betriebsgelände, Betriebsgebäude oder Betriebsräume 
(Betriebsstätten) mit optisch-elektronischen Einrichtungen 
(Videoüberwachung), die auch zur Erhebung von 
Beschäftigtendaten geeignet ist, ist nur zulässig 
 
1. zur Zutrittskontrolle, 
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts, 
3. zum Schutz des Eigentums, 
4. zur Sicherheit des Beschäftigten, 
5. zur Sicherung von Anlagen, 
6. zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit des Betriebes oder 
7. zur Qualitätskontrolle,  
 
soweit sie zur Wahrung wichtiger betrieblicher Interessen 
erforderlich ist und wenn nach Art und Ausmaß der 
Videoüberwachung keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen am Ausschluss der 
Datenerhebung überwiegen. Der Arbeitgeber hat den Umstand 
der Videoüberwachung durch geeignete Maßnahmen erkennbar 
zu machen. § 6b Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Die Sätze 1 
und 2 gelten entsprechend, wenn von einer Einrichtung lediglich 
der Anschein einer Videoüberwachung ausgeht. 
 
 
 
 
 



entsprechend. Daten der Videoüberwachung dürfen über 
die in Satz 1 genannten Zwecke hinaus nicht für eine 
allgemeinen Leistungs- und Verhaltenskontrolle erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend, wenn von einer Einrichtung lediglich der 
Anschein einer Videoüberwachung ausgeht. 
 
(2) Eine Videoüberwachung von Teilen von Betriebsstätten, die 
überwiegend der privaten Lebensgestaltung des Beschäftigten 
dienen, ist unzulässig. Dies gilt insbesondere für Sanitär-, 
Umkleide- und Schlafräume. 
 
(3) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn ihre 
Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung nicht 
mehr erforderlich ist oder schutzwürdige Interessen des 
Beschäftigten einer weiteren Speicherung 
entgegenstehen. 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Eine Videoüberwachung von Teilen von Betriebsstätten, die 
überwiegend der privaten Lebensgestaltung des Beschäftigten 
dienen, ist unzulässig. Dies gilt insbesondere für Sanitär-, 
Umkleide- und Schlafräume. 
 
(3) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur 
Erreichung des Speicherungszwecks nicht mehr erforderlich 
sind oder schutzwürdige Interessen des Beschäftigten einer 
weiteren Speicherung entgegenstehen. 
 

§ 32g Ortungssysteme. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten durch elektronische 
Einrichtungen zur Bestimmung eines geografischen Standortes 
(Ortungssysteme) nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist 
 
1. zur Sicherheit des Beschäftigten 
oder 
2. zur Koordinierung des Einsatzes des Beschäftigten 
 
und wenn keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige 
Interessen des Beschäftigten am Ausschluss der Datenerhebung, 
-verarbeitung oder –nutzung überwiegen. Automatisierte 
Verarbeitungen unterliegen der Vorabkontrolle durch den 

§ 32g Ortungssysteme. 
 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten durch elektronische 
Einrichtungen zur Bestimmung eines geografischen Standortes 
(Ortungssysteme) nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist 
 
1. zur Sicherheit des Beschäftigten 
oder 
2. zur Koordinierung des Einsatzes des Beschäftigten 
 
und wenn keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige 
Interessen des Beschäftigten am Ausschluss der Datenerhebung, 
-verarbeitung oder –nutzung überwiegen. Eine Erhebung nach 
Satz 1 darf nur während der Arbeitszeit des Beschäftigten 



betrieblichen Datenschutzbeauftragten nach § 4d Absatz 5. 
Eine Erhebung nach Satz 1 darf nur während der Arbeitszeit des 
Beschäftigten erfolgen. Der Arbeitgeber hat den Einsatz des 
Ortungssystems durch geeignete Maßnahmen für den 
Beschäftigten erkennbar zu machen und ihn über den Umfang 
der Aufzeichnungen und deren regelmäßige oder im Einzelfall 
vorgesehene Auswertung zu informieren. Beschäftigtendaten, die 
beim Einsatz von Ortungssystemen erhoben werden, dürfen nicht 
zu anderen Zwecken als nach Satz 1 verarbeitet oder genutzt 
werden. 
 
(2) Der Arbeitgeber darf Ortungssysteme auch zum Schutz 
beweglicher Sachen einsetzen. In diesem Fall darf eine Ortung 
des Beschäftigten nicht erfolgen, solange der Beschäftigte die 
bewegliche Sache erlaubterweise nutzt oder diese sich 
erlaubterweise in seiner Obhut befindet.  
 
(3) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn ihre 
Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung nicht 
mehr erforderlich ist oder schutzwürdige Interessen des 
Beschäftigten einer weiteren Speicherung entgegenstehen. 

erfolgen. Der Arbeitgeber hat den Einsatz des Ortungssystems 
durch geeignete Maßnahmen für den Beschäftigten erkennbar zu 
machen und ihn über den Umfang der Aufzeichnungen und deren 
regelmäßige oder im Einzelfall vorgesehene Auswertung zu 
informieren. Beschäftigtendaten, die beim Einsatz von 
Ortungssystemen erhoben werden, dürfen nicht zu anderen 
Zwecken als nach Satz 1 verarbeitet oder genutzt werden. 
 
 
 
 
(2) Der Arbeitgeber darf Ortungssysteme auch zum Schutz 
beweglicher Sachen einsetzen. In diesem Fall darf eine Ortung 
des Beschäftigten nicht erfolgen, solange der Beschäftigte die 
bewegliche Sache erlaubterweise nutzt oder diese sich 
erlaubterweise in seiner Obhut befindet.  
 
(3) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur 
Erreichung des Zwecks der Speicherung nicht mehr erforderlich 
sind oder schutzwürdige Interessen des Beschäftigten einer 
weiteren Speicherung entgegenstehen. 
 

§ 32h Biometrische Verfahren. 
 

(1) Der Arbeitgeber darf biometrische Merkmale eines 
Beschäftigten nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies 
aus betrieblichen Gründen zu Autorisierungs- und 
Authentifikationszwecken erforderlich ist und keine 
schutzwürdigen Interessen des Beschäftigten am Ausschluss der 
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung überwiegen. 
Automatisierte Verarbeitungen unterliegen der 
Vorabkontrolle durch den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten nach § 4d Absatz 5. Daten in Form 

§ 32h Biometrische Verfahren. 
 

(1) Der Arbeitgeber darf biometrische Merkmale eines 
Beschäftigten nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies 
aus betrieblichen Gründen zu Autorisierungs- und 
Authentifikationszwecken erforderlich ist und keine 
schutzwürdigen Interessen des Beschäftigten am Ausschluss der 
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung überwiegen. Daten 
in Form von Lichtbildern eines Beschäftigten darf der Arbeitgeber 
auch zu anderen Zwecken erheben, verarbeiten und nutzen, 
soweit der Beschäftigte eingewilligt hat. 



von Lichtbildern eines Beschäftigten darf der Arbeitgeber auch zu 
anderen Zwecken erheben, verarbeiten und nutzen, soweit der 
Beschäftigte eingewilligt hat. 
 
(2) Biometrische Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn 
ihre Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung 
nicht mehr erforderlich ist oder schutzwürdige Interessen 
des Beschäftigten einer weiteren Speicherung 
entgegenstehen. 
 

 
 
 
 
(2) Biometrische Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie 
zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder 
schutzwürdige Interessen des Beschäftigten einer weiteren 
Speicherung entgegenstehen. 
 

§ 32i Nutzung von Telekommunikationsdiensten. 
 
(1) Soweit dem Beschäftigten die Nutzung von 
Telekommunikationsdiensten ausschließlich zu beruflichen 
oder dienstlichen Zwecken erlaubt ist, darf der Arbeitgeber bei 
dieser Nutzung anfallende Daten nur erheben, 
verarbeiten und nutzen, soweit dies erforderlich ist 
 
1. zur Gewährleistung des ordnungsgemäßen Betriebs 
von Telekommunikationsnetzen, 
Telekommunikationsanlagen oder 
Telekommunikationsdiensten, einschließlich der 
Datensicherheit, 
 
2. zu Abrechnungszwecken oder 
 
3. zu einer stichprobenartigen oder anlassbezogenen 
Leistungs- oder Verhaltenskontrolle 
 
und soweit keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen des Beschäftigten an einem 
Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 

§ 32i Nutzung von Telekommunikationsdiensten. 
 
(1) Soweit dem Beschäftigten die Nutzung von 
Telekommunikationsdiensten ausschließlich zu beruflichen oder 
dienstlichen Zwecken erlaubt ist, darf der Arbeitgeber 
bei dieser Nutzung anfallende Daten nur erheben, verarbeiten 
und nutzen, soweit dies erforderlich ist 
 
1. zur Gewährleistung des ordnungsgemäßen Betriebs von 
Telekommunikationsnetzen oder Telekommunikationsdiensten, 
einschließlich der Datensicherheit, 
 
2. zu Abrechnungszwecken oder 
 
3. zu einer stichprobenartigen oder anlassbezogenen Leistungs- 
oder Verhaltenskontrolle  
 
und soweit keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen des Beschäftigten an einem 
Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
überwiegen. Werden nach Satz 1 Nummer 3 erhobene Daten 
einem bestimmten Beschäftigten zugeordnet, ist dieser über eine 



überwiegen. Ist eine ausschließlich zu beruflichen oder 
dienstlichen Zwecken erbrachte telefonische Dienstleistung 
wesentlicher Inhalt der geschuldeten Arbeitsleistung, darf 
der Arbeitgeber die bei dieser Nutzung von Telefondiensten 
anfallenden Daten auch zur Überwachung und Steuerung 
von Geschäftsabläufen sowie zum Zweck der Vergütung des 
Beschäftigten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige 
Interessen des Beschäftigten an einem Ausschluss der 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegen. 
Automatisierte Verarbeitungen unterliegen der 
Vorabkontrolle durch den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten nach § 4d Absatz 5. Werden nach 
Satz 1 Nummer 3 erhobene Daten einem bestimmten 
Beschäftigten zugeordnet, ist dieser über eine Verarbeitung 
und Nutzung zu unterrichten, sobald der Zweck der 
Verarbeitung oder Nutzung durch die Unterrichtung nicht 
mehr gefährdet wird.  
 
(2) Inhalte einer ausschließlich zu beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken erlaubten Nutzung von Telefondiensten darf der 
Arbeitgeber nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur 
Wahrung seiner berechtigten Interessen erforderlich ist und der 
Beschäftigte und seine Kommunikationspartner im Einzelfall 
vorher darüber informiert worden sind und darin eingewilligt 
haben. 
 
 
 
 
 
 

Verarbeitung und Nutzung zu unterrichten, sobald der Zweck der 
Verarbeitung oder Nutzung durch die Unterrichtung nicht 
mehr gefährdet wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Inhalte einer ausschließlich zu beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken erlaubten Nutzung von Telefondiensten darf der 
Arbeitgeber nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur 
Wahrung seiner berechtigten Interessen erforderlich ist und der 
Beschäftigte und seine Kommunikationspartner im Einzelfall 
vorher darüber informiert worden sind und darin eingewilligt 
haben. Ist die ausschließlich zu beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken erbrachte telefonische Dienstleistung wesentlicher 
Inhalt der geschuldeten Arbeitsleistung, darf der Arbeitgeber 
Inhalte dieser Nutzung ohne Kenntnis des Beschäftigten im 
Einzelfall zu einer stichprobenartigen oder anlassbezogenen 
Leistungs- oder Verhaltenskontrolle erheben, verarbeiten und 
nutzen, wenn 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
(3) Ist die ausschließlich zu beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken erbrachte telefonische Dienstleistung wesentlicher 
Inhalt der geschuldeten Arbeitsleistung des Beschäftigten, 
darf der Arbeitgeber Inhalte dieser Nutzung von 
Telefondiensten ohne Kenntnis des Beschäftigten im 
Einzelfall 
 
1. zu einer anlassbezogenen Leistungs- oder 
Verhaltenskontrolle erheben, verarbeiten und nutzen, 
wenn der Beschäftigte in geeigneter Weise vorab darüber 
informiert worden ist, dass Kontrollen stattfinden können, 
oder 
 
2. zu Qualitätssicherungs- und Schulungszwecken erheben, 
verarbeiten oder nutzen, wenn der Beschäftigte in geeigneter 
Weise vorab darüber informiert worden ist, dass in einem 
eingegrenzten Zeitraum Kontrollen stattfinden werden. 
 
Erfolgt die in Satz 1 erster Halbsatz genannte telefonische 
Dienstleistung zu Zwecken der Markt- oder 

 
1. der Beschäftigte in geeigneter Weise vorab darüber informiert 
worden ist, dass er in einem eingegrenzten Zeitraum mit einer 
Kontrolle zu rechnen hat, und 
 
2. die Kommunikationspartner des Beschäftigten über die 
Möglichkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung informiert 
worden sind und darin eingewilligt haben. Der Arbeitgeber hat 
den Beschäftigten unverzüglich über die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung der Inhaltsdaten nach Satz 2 zu unterrichten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Meinungsforschung, darf der Arbeitgeber Inhalte dieser 
Nutzung zu Qualitätssicherungs- und Schulungszwecken 
ohne Kenntnis des Beschäftigten im Einzelfall erheben, 
verarbeiten und nutzen, wenn der Beschäftigte in geeigneter 
Weise vorab darüber informiert worden ist, dass im Rahmen 
seines Beschäftigungsverhältnisses solche Kontrollen 
stattfinden. Eine Datenerhebung, -verarbeitung oder -
nutzung ist nur zulässig, wenn die Kommunikationspartner 
des Beschäftigten über die Möglichkeit der Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung informiert worden sind und darin 
eingewilligt haben und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen am 
Ausschluss der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung 
überwiegen. Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten 
unverzüglich über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
der Inhaltsdaten zu unterrichten. 
 
(4) Daten über die Inhalte einer Nutzung von Telefondiensten 
dürfen über die in den Absätzen 2 und 3 genannten Fälle 
hinaus nicht für Zwecke der allgemeinen Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden. 
 
(5) Inhalte einer ausschließlich zu beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken erlaubten Nutzung von anderen als in Absatz 2 
genannten Telekommunikationsdiensten darf der Arbeitgeber 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zu den in Absatz 1 
Nummer 1 oder 3 genannten Zwecken 
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das 
schutzwürdige Interesse des Beschäftigten an dem Ausschluss 
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. Dies gilt 
auch, soweit es für den ordnungsgemäßen Dienst- oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Inhalte einer ausschließlich zu beruflichen oderdienstlichen 
Zwecken erlaubten Nutzung von anderen als in Absatz 2 
genannten Telekommunikationsdiensten darf 
der Arbeitgeber erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zu 
den in Absatz 1 Nummer 1 oder 3 genannten Zwecken 
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das 
schutzwürdige Interesse des Beschäftigten an dem Ausschluss 
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. Dies gilt 
auch, soweit es für den ordnungsgemäßen Dienst- oder 



Geschäftsbetrieb des Arbeitgebers in den Fällen einer 
Versetzung, Abordnung oder Abwesenheit erforderlich ist. Ohne 
Kenntnis des Beschäftigten darf eine Erhebung nach Satz 1 in 
Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 nur nach Maßgabe 
des § 32e Absatz 2 bis 7 erfolgen. 
 
(6) Nach Abschluss einer Telekommunikation gelten für die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der Daten und Inhalte 
die §§ 32c und 32d. Der Arbeitgeber darf private Daten und 
Inhalte nur erheben, verarbeiten und nutzen, wenn dies zur 
Durchführung des ordnungsgemäßen Dienst- oder 
Geschäftsbetriebes unerlässlich ist und er den Beschäftigten 
hierauf schriftlich hingewiesen hat. 
 

Geschäftsbetrieb des Arbeitgebers in den Fällen einer 
Versetzung, Abordnung oder Abwesenheit erforderlich ist. Ohne 
Kenntnis des Beschäftigten darf eine Erhebung nach Satz 1 in 
Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 nur nach Maßgabe 
des § 32e Absatz 2 bis 7 erfolgen. 
 
(4) Nach Abschluss einer Telekommunikation gelten für die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der Daten und Inhalte 
die §§ 32c und 32d. Der Arbeitgeber darf private Daten und 
Inhalte nur erheben, verarbeiten und nutzen, wenn dies zur 
Durchführung des ordnungsgemäßen Dienst- oder 
Geschäftsbetriebes unerlässlich ist und er den Beschäftigten 
hierauf schriftlich hingewiesen hat. 
 

 § 32j Unterrichtungspflichten. 
 
Stellt ein Arbeitgeber fest, dass bei ihm gespeicherte 
Beschäftigtendaten unrechtmäßig übermittelt oder auf sonstige 
Weise Dritten unrechtmäßig zur Kenntnis gelangt 
sind, hat er dies unverzüglich den Betroffenen mitzuteilen. 
Drohen schwerwiegende Beeinträchtigungen der Rechte oder 
schutzwürdiger Interessen der Beschäftigten, hat der Arbeitgeber 
auch die zuständige Aufsichtsbehörde unverzüglich zu 
unterrichten. § 42a Satz 3 bis 4 und 6 gilt entsprechend. 
 

§ 32k Änderungen. 
 
Der Arbeitgeber hat Dritten, an die er Beschäftigtendaten 
übermittelt hat, die Änderung, Löschung oder Sperrung 
dieser Daten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt nicht, wenn 
die Mitteilung 
 

§ 32k Änderungen. 
 
Der Arbeitgeber hat Dritten, an die er Beschäftigtendaten 
übermittelt hat, die Änderung, Löschung oder Sperrung dieser 
Daten unverzüglich mitzuteilen, es sei denn, die Mitteilung ist 
nicht erforderlich, um schutzwürdige Interessen der Beschäftigten 
zu wahren. Dies gilt nicht, wenn die Mitteilung zur Wahrung 



1. zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beschäftigten 
nicht erforderlich ist, 
 
2. sich als unmöglich erweist oder 
 
3. nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. 

schutzwürdiger Interessen des Beschäftigten nicht erforderlich ist, 
sich als unmöglich erweist oder mit unverhältnismäßigem hohem 
Aufwand möglich ist. 
 

§ 32l Einwilligung, Geltung für Dritte, Rechte der 
Interessenvertretungen, Beschwerderecht, Unabdingbarkeit. 
 
(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Beschäftigtendaten durch den Arbeitgeber auf Grund einer 
Einwilligung des Beschäftigten ist abweichend von § 4 Absatz 1 
nur zulässig, soweit dies in den Vorschriften dieses 
Unterabschnitts ausdrücklich vorgesehen ist. Zulässig ist die 
Einwilligung des Beschäftigten ferner in den Fällen, in denen 
die Daten dazu erforderlich sind, für den Beschäftigten einen 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Vorteil zu erreichen, 
insbesondere die Erlangung von oder die Teilnahme an 
freiwilligen sozialen Leistungen des Arbeitgebers. In den 
Fällen des Satzes 2 hat der Arbeitgeber den Beschäftigten 
über den Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
und über sein Recht zum Widerruf in Textform aufzuklären. 
Der Arbeitgeber darf Beschäftigtendaten auf der Grundlage 
einer Einwilligung erst nach Ablauf von zwei Tagen nach 
Zugang der Einwilligung erheben, verarbeiten oder nutzen. 
Für die Berechnung der Frist gelten die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs. Der Beschäftigte darf wegen 
einer gegebenen oder verweigerten Einwilligung nicht 
bevorzugt oder benachteiligt werden. 
 
(2) Besteht zwischen dem Beschäftigten und dem 
Arbeitgeber ein Probebeschäftigungsverhältnis, ist eine 

§ 32l Einwilligung, Geltung für Dritte, Rechte der 
Interessenvertretungen, Beschwerderecht, Unabdingbarkeit. 
 
(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Beschäftigtendaten durch den Arbeitgeber auf Grund einer 
Einwilligung des Beschäftigten ist abweichend von § 4 Absatz 1 
nur zulässig, soweit dies in den Vorschriften dieses 
Unterabschnitts ausdrücklich vorgesehen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Einwilligung in die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Beschäftigtendaten in den nach den Vorschriften dieses 
Unterabschnitts ausdrücklich vorgesehenen Fällen nur bis 
zum Ablauf der Probezeit wirksam. Das Recht zum Widerruf 
der Einwilligung bleibt unberührt. 
 
 
(3) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gelten entsprechend 
für Dritte, die für den Arbeitgeber beim Erheben, Verarbeiten und 
Nutzen von Beschäftigtendaten tätig werden. 
 
 
 
 
(4) Die Rechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten 
bleiben unberührt; dies gilt insbesondere für das 
Mitbestimmungsrecht bei der Einführung und Anwendung 
von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 
Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu 
überwachen. 
 
(5) Von den Vorschriften dieses Unterabschnitts 
darf nicht zu Ungunsten der Beschäftigten durch 
Tarifverträge, Betriebs- und Dienstvereinbarungen sowie 
Vereinbarungen nach § 28 Absatz 2 des 
Sprecherausschussgesetzes abgewichen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gelten entsprechend 
für Dritte, die für den Arbeitgeber beim Erheben, Verarbeiten und 
Nutzen von Beschäftigtendaten tätig werden. 
 
(3) Die Rechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten 
bleiben unberührt. 
 
(4) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, die den Verdacht 
begründen, dass der Arbeitgeber Beschäftigtendaten unbefugt 
erhebt, verarbeitet oder nutzt, kann sich der Beschäftigte an die 
für die Datenschutzkontrolle zuständige Behörde wenden, wenn 
der Arbeitgeber einer darauf gerichteten Beschwerde des 
Beschäftigten nicht unverzüglich abhilft. 
 
(5) Von den Vorschriften dieses Unterabschnitts darf nicht zu 
Ungunsten der Beschäftigten abgewichen werden. 
 

§ 32m Datenübermittlung im Konzern 
 
Beschäftigtendaten dürfen zwischen rechtlich selbständigen 
Unternehmen im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 
übermittelt werden, soweit dies zur Wahrung eines sich aus 
der Konzernzugehörigkeit ergebenden berechtigten 

 



Interesses erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Beschäftigten an dem Ausschluss der Übermittlung 
überwiegt. Die §§ 4b und 4c bleiben unberührt. Die 
übermittelnde Stelle hat sicherzustellen, dass die 
empfangende Stelle die übermittelten Daten nur für solche 
Zwecke speichert, verarbeitet und nutzt, zu denen sie 
übermittelt wurden. 
 
 
[…] […] 
§ 35 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie 
unrichtig sind. Geschätzte Daten sind als solche deutlich zu 
kennzeichnen. 

(2) Personenbezogene Daten können außer in den Fällen des 
Absatzes 3 Nr. 1 und 2 jederzeit gelöscht werden. 
Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig ist, 
 
2. es sich um Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, 
politische Meinungen, religiöse oder philosophische 
Überzeugungen Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit, 
Sexualleben, strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten 
handelt und ihre Richtigkeit von der verantwortlichen Stelle nicht 
bewiesen werden kann, 
 
3. sie für eigene Zwecke verarbeitet werden, sobald ihre Kenntnis 
für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung nicht mehr 
erforderlich ist, oder 

§ 35 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie 
unrichtig sind. Geschätzte Daten sind als solche deutlich zu 
kennzeichnen. 

(2) Personenbezogene Daten können außer in den Fällen des 
Absatzes 3 Nr. 1 und 2 jederzeit gelöscht werden. 
Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig ist, 
 
2. es sich um Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, 
politische Meinungen, religiöse oder philosophische 
Überzeugungen Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit, 
Sexualleben, strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten 
handelt und ihre Richtigkeit von der verantwortlichen Stelle nicht 
bewiesen werden kann, 
 
3. sie für eigene Zwecke verarbeitet werden, sobald ihre Kenntnis 
für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung nicht mehr 
erforderlich ist, oder 



 
4. sie geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung 
verarbeitet werden und eine Prüfung jeweils am Ende des 
vierten oder, soweit es sich um Daten zu erledigten 
Sachverhalten handelt und der Betroffene der Löschung 
nicht widerspricht, am Ende des dritten Jahres beginnend 
mit dem Tag der erstmaligen Speicherung ergibt, dass eine 
länger währende Speicherung nicht erforderlich ist. 
 
Personenbezogene Daten, die auf der Grundlage von § 28a Abs. 
2 Satz 1 oder § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gespeichert werden, sind 
nach Beendigung des Vertrages auch zu löschen, wenn der 
Betroffene dies verlangt. 
 
[…] 

 
4. sie geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung verarbeitet 
werden und eine Prüfung jeweils am Ende des vierten, soweit es 
sich um Daten über erledigte Sachverhalte handelt und der 
Betroffene der Löschung nicht widerspricht, am Ende des dritten 
Kalenderjahres beginnend mit dem Kalenderjahr, das der 
erstmaligen Speicherung folgt, ergibt, dass eine längerwährende 
Speicherung nicht erforderlich ist. 
 
Personenbezogene Daten, die auf der Grundlage von § 28a Abs. 
2 Satz 1 oder § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gespeichert werden, sind 
nach Beendigung des Vertrages auch zu löschen, wenn der 
Betroffene dies verlangt. 
 
[…] 
 

[…] […] 
§ 43 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
[…] 
 
7c. entgegen § 32d Absatz 3 Satz 4, § 32e Absatz 5 Satz 5 
oder § 32i Absatz 3 Satz 4 den Beschäftigten nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 
 
7d. entgegen § 32f Absatz 1 Satz 3 den Umstand der 
Beobachtung nicht erkennbar macht, 
 
7e. entgegen § 32g Absatz 1 Satz 4 den Einsatz des 
Ortungssystems nicht erkennbar macht, 
 

§ 43 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
[…] 
 
7c. entgegen § 32d Absatz 3 Satz 4, § 32e Absatz 5 Satz 5 oder 
§ 32i Absatz 2 Satz 3 den Beschäftigten nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 
 
7d. entgegen § 32f Absatz 1 Satz 2 den Umstand der 
Beobachtung nicht erkennbar macht, 
 
7e. entgegen § 32g Absatz 1 Satz 4 den Einsatz des 
Ortungssystems nicht erkennbar macht, 
 



7f. entgegen § 32j Satz 1 oder § 32k Satz 1 eine Mitteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 
 
7g. entgegen § 32j Satz 2 die Aufsichtsbehörde nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 
 
[…] 

7f. entgegen § 32j Satz 1 oder § 32k Satz 1 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 
 
7g. entgegen § 32j Satz 2 die Aufsichtsbehörde nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 
 
[…] 

 
 


